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Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich auf 
die zukünftige Entwicklung der Beziehungen zwischen der Europäi-

schen Union und Russland eingehen. Die gegenseitigen Kontakte haben 
sich in den letzten Jahren schneller entwickelt und einen nie erwarteten 
Umfang erreicht. Es wurden viele Vereinbarungen und Erklärungen 
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zur Förderung der wirtschaftlichen Beziehungen unterzeichnet. Auf einigen 
Gebieten, wie der Umweltpolitik und der Energiepolitik, ent-

wickelten sich erfolgreiche Kooperationen zwischen der Euro-

päischen Union und Russland. Für die Europäische Union wurde 
die Partnerschaft mit Russland eine der wichtigsten Aufgaben und Heraus-


200
forderungen des 21. Jahrhunderts. Eine besondere Rolle 
spielten in diesem Zusammenhang die Erweiterung der Europäi-

schen Union um die mittel- und osteuropäischen Staaten und die damit 
verbundene Verschiebung der wirtschaftlichen Einflussnahme nach Osten. 
Für die mittel- und osteuropäischen Staaten war mit der Mitgliedschaft in 
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der Europäischen Union die Erwartung verknüpft, durch eine Verbes-

serung der gegenseitigen Beziehungen Wohlstand und soziale 
Gerechtigkeit zu erzielen. Diese Erwartungen auf eine Verbesserung 
der wirtschaftlichen Beziehungen waren auch von der russischen Regierung 
in den Verhandlungen mit der Europäischen Union zum Ausdruck 
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gebracht worden. Dennoch sind bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Bezie-

hungen kritische Gesichtspunkte in Bezug auf die Zusammenarbeit zu 
verzeichnen, die auf den unterschiedlichen politischen und wirtschaftlichen 
Interessen und Erwartungen im Rahmen der strategischen Partnerschaft 
beruhen. Dies hatte zur Folge, dass bei konkreten Vereinbarungen und 
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bei der Beseitigung von Handelsbeschränkungen Verzögerungen eintraten. 
Meine Damen und Herren! Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die 
verschiedenen politischen und wirtschaftlichen Strategien in der Eu-

ropäischen Union und in Russland eingehen. Die Europäische 
Union ist dadurch geprägt, dass die Entscheidungen der Mitgliedstaaten auf 
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den Grundlagen der Marktwirtschaft beruhen. Die Entscheidungen der russischen 
Regierung werden nach Maßgabe eines zentralisierten Staates getroffen. 
Dabei darf nicht übersehen werden, dass die wirtschaftlichen Abkommen 
mit Russland auch von der Europäischen Kommission und dem Europäi-

schen Parlament beurteilt werden. Es ist aber auch darauf hinzuweisen, 
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dass die Bemühungen der Europäischen Union um eine De-

mokratisierung in den mittel- und osteuropäischen Staaten als er-

folgreich bezeichnet werden können und den Abschluss wirtschaftlicher Abkommen 
mit diesen Staaten erleichtert haben. Die wirtschaftlichen Beziehungen der 
Europäischen Union zu Russland sind in vielen Bereichen berech-
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enbarer geworden. Man kann die Feststellung treffen, dass sich die Verbes-

serung der wirtschaftlichen Beziehungen im Rahmen einer Politik der 
kleinen Schritte vollzieht und dadurch Kompromisse eingegangen werden können. 
Meine Damen und Herren! Bei einer Gesamtbetrachtung der wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Russland im 
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Rahmen der strategischen Partnerschaft kann die Sicherheitspartnerschaft nicht außer 
Acht gelassen werden. Der Idee einer Sicherheitspartnerschaft im Rahmen 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen 
Union waren bei der Umsetzung enge Grenzen gesetzt. Die russische 
Regierung reagierte zunächst positiv auf den Wunsch der Europäi-
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schen Union, Russland an die europäische Sicherheitsstrategie 
anzubinden. Die russische Regierung war bereit, an der Organisa-

tion für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa mitzuwirken 
mit dem Ziel, eine gesamteuropäische Sicherheitsarchitektur zu 
schaffen. Abgesehen von einem gegenseitigen Informationsaus-
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tausch ist die Mitwirkung der russischen Regierung ohne konkrete Ergeb-

nisse geblieben. Die russische Regierung sah sich nicht als gleichberechtigter 
Partner in die Entscheidungsprozesse der europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik eingebunden. Herr Präsident, meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Ich möchte auf die vertraglichen Grundlagen der 
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wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Europäischen Union und 
Russland zu sprechen kommen. Nach einer zehnjährigen Geltungsdauer lief das 
mit Russland geschlossene Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
Ende des Jahres 2007 aus und wurde durch einen Vertrag über 
eine strategische Partnerschaft ersetzt. Mit dieser strategischen Part-
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nerschaft wurden die notwendige Weiterentwicklung der Handelsbeziehungen 
und die Kooperation in der Energieversorgung fortgesetzt. In 
diesem Zusammenhang wurden im Jahre 2007 die Förderpro-

gramme für die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten im Rahmen der Nachbar-

schaftspolitik der Europäischen Union geschaffen. Im Juni 
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2009 hat die Europäische Kommission ein Strategiepapier 
vorgelegt, in dem das Bestreben zum Ausdruck gebracht wurde, weitere Punkte 
für die Entwicklung der Beziehungen mit Russland festzulegen, die den 
Interessen beider Seiten gerecht werden. Das Strategiepapier nennt als 
Ziele die Konsolidierung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, verbunden 
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mit der Integration Russlands in einen gemeinsamen europäi-

schen Wirtschaftraum, die Weiterentwicklung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
sowie die Behandlung vorhandener Probleme bei Fragen des Umwelt-

schutzes, der Energieversorgung und der Bekämpfung der Kriminalität. 
Das von der russischen Regierung vorgelegte Strategiepapier vom Ok-
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tober 2009 betont den strategischen Charakter der Partnerschaft 
und unterstreicht die gemeinsamen Interessen, die die Grundlage für eine 
Kooperation zum gegenseitigen Vorteil bilden sollen. Das 
Strategiepapier betont aber auch die Bedeutung Russlands als europä-

isch-asiatische Großmacht. Die unterschiedliche Interpretation 
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der Strategien beider Seiten war eine der Ursachen für unrea-

listische Zielsetzungen in den Beziehungen zwischen der Europäi-

schen Union und Russland, wodurch die Bedeutung der Strategiepapiere 
begrenzt blieb. Meine Damen und Herren! Im Jahr 2009 vereinbarten 
die Europäische Union und Russland gemeinsame Punkte der Zu-
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sammenarbeit in den Bereichen der Wirtschaftspolitik, der inneren Si-

cherheit, der auswärtigen Beziehungen sowie der Forschung im Rahmen der 
europäischen Nachbarschaftspolitik. Die Europäische Kommission 
kritisierte in einer Beurteilung der europäisch-russischen 
Partnerschaft, dass Russland bei Meinungsverschiedenheiten mit der Europäi-
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schen Union immer neue Argumente vorträgt, statt Kompromisse bei 
den zu erörternden Fragen einzugehen. Für die Weiterentwicklung der 
russischen Europapolitik wird entscheidend sein, inwieweit die für eine 
Kooperation nötigen Annäherungsprozesse fortgesetzt 
werden können. Ansätze dafür bietet der Dialog in der Energie-
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politik, der in der letzten Zeit intensiviert werden konnte. Auf der einen 
Seite unterstützt die Europäische Union Russland durch den Aus-

bau von Elektrizitätsnetzen. Auf der anderen Seite wird die russische 
Regierung die Energieversorgung der Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union sicherstellen. Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
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und Herren, ich möchte auf ein Thema zu sprechen kommen, mit dem die Eu-

ropäische Union im 21. Jahrhundert im Rahmen der 
Erweiterungspolitik befasst sein wird. Es handelt sich um die Beitrittsver-

handlungen der Europäischen Union mit der Türkei, die im Oktober 
2005 aufgenommen worden sind. Bereits im Dezember 1999 
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wurde der Türkei gemäß Artikel 49 
des Vertrages über die Regelung von Angelegenheiten der Euro-

päischen Union der Status eines Beitrittskandidaten zuerkannt. 
Ein möglicher Beitritt der Türkei ist seit der Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft in der politischen Diskussion. Die Türkei ist seit 
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1949 Mitglied des Europarates sowie Mitglied 
der Vereinten Nationen. Die Türkei bewarb sich 1959 
um eine Mitgliedschaft in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 
1964 wurde zwischen der Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft und der Türkei ein Assoziierungsabkommen geschlossen, in 
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dem der Türkei eine Mitgliedschaft in der Europäischen Wirtschaftsgemein-

schaft in Aussicht gestellt wurde. Im Jahre 1996 wurde 
eine Zollunion zwischen der Türkei und dem europäischen Wirt-

schaftsraum vereinbart. Die damalige Europäische Gemeinschaft hat aber 
den Antrag der Türkei auf eine Vollmitgliedschaft abgelehnt. Erst auf dem 
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Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union im Dezember 1997 in Lu-

xemburg wurde die Entscheidung getroffen, mit den Verhandlungen über einen 
Heranführungsprozess mit der Türkei zu beginnen. Voraussetzung war, 
dass die Türkei die auf dem Gipfeltreffen in Kopenhagen festgelegten 
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Kriterien für eine Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft 
erfüllt. Zu diesen Kriterien gehören die Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten sowie der Schutz von Minderheiten. Mit dem im September 
2004 verabschiedeten Zusatzprotokoll hat die Europäische 
Kommission die Fortsetzung der auf diesen Gebieten begonnenen 
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Reformen gefordert. In einem weiteren Zusatzprotokoll wurde die 
Weiterführung der Zollunion zwischen der Türkei und den neuen Mitglied-

staaten der Europäischen Union beschlossen. Die Europäische 
Kommission legte im Oktober 2005 die Ziele für die Bei-

trittsverhandlungen mit der Türkei fest. Die Beitrittsverhandlungen konnten zu-
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nächst wegen der Einsprüche von Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
nicht aufgenommen werden. Österreich erhob die Forderung, der Türkei 
neben einer Vollmitgliedschaft eine Alternative anzubieten. Die 
dänische Regierung wiederholte die schon früher geäußerten Bedenken, 
ob die Türkei die Voraussetzungen für eine Vollmitgliedschaft in der 
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Europäischen Union erfüllen kann. Viele Abgeordnete im 
Europäischen Parlament traten schon zu Beginn der Beitrittsverhandlungen 
für eine Alternative in Form einer privilegierten Partnerschaft 
anstelle einer Vollmitgliedschaft der Türkei ein. Ende 2005 
konnten sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf einen 
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gemeinsamen Rahmen für die Verhandlungen einigen. Österreich verzich-

tete auf seine Forderung, der Türkei eine Alternative für eine 
Vollmitgliedschaft anzubieten. Der Europäische Rat traf daraufhin 
die Feststellung, dass das gemeinsame Ziel der Verhandlungen eine Mitglied-

schaft der Türkei in der Europäischen Union ist. In ihren Jahres-
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berichten soll die Europäische Kommission prüfen, inwieweit die 
Beitrittskriterien von der Türkei gemäß den Beschlüssen von Kopenhagen 
erfüllt worden sind und ob die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union in der Lage sind, die mit einer Vollmitgliedschaft der Türkei verbun-

denen politischen und wirtschaftlichen Erfordernisse zu bewältigen. 
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Die Europäische Kommission weist in einer Beurteilung im 
Jahre 2006 darauf hin, dass in der Türkei Fortschritte zu verzeichnen 
sind. Die Kommission kritisiert aber, dass die Lage auf den Gebieten 
der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und des Schutzes von Minderheiten 
verbessert werden muss. Die Europäische Kommission stellt fest, dass die 
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Reformen im vergangenen Jahr nur langsam vorangekommen sind. Deshalb 
sind weitere Verhandlungen mit der Türkei über diese Punkte erfor-

derlich. Es ist daher nicht abzusehen, wann endgültig über einen Beitritt 
der Türkei entschieden werden kann oder ob sich die Argumente für 
eine privilegierte Partnerschaft durchsetzen. In diesem Zusammenhang 



3400
ist darauf hinzuweisen, dass die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union auf ihrem Gipfeltreffen im Jahre 
2005 eine Ausstiegsklausel beschlossen haben. Wenn ein Drittel der Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union der Meinung ist, dass für den Re-

formprozess in der Türkei in den Kernbereichen Menschenrechte, Grundfreiheiten 
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und Schutz von Minderheiten keine Fortschritte zu verzeichnen sind, dann können 
die Beitrittsverhandlungen ausgesetzt werden. Hinzu kommt, dass einem Bei-

trittsvertrag mit der Türkei alle Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union durch eine Entscheidung der nationalen Parlamente oder 
durch ein Referendum zustimmen müssen. Scheitert diese Ratifizierung



3600
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, kann der Beitritt der 
Türkei nicht erfolgen. Auf Drängen Österreichs wurde in dem Beschluss festge-

legt, dass die politische und wirtschaftliche Aufnahmefähigkeit der Eu-

ropäischen Union von der Europäischen Kommission über-
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prüft werden muss.
